
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non- commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 

at http : //books . google . com/| 



Digitized by 



Google 




Digiti 



zedby Google 



< 



•IL 



Hl 



b, 



1880. V. 2. 
/* .'^ ' ' I 



Zur Reehtsstellung' und Verlilsung' 
der Christian-AlbrecMs-Umversität zu Kiel seit ilirer Erriclitung'. 



I Rede 

r 

bei Antritt des Reetorats 

an der Königlichen Universität zu Kiel 

k a m 5. M ä r z 1 8 8 

i 

l gehalten von 

I Dr. KarLWieding, 

ordentlichem Professor der Rechte. 



Kiel, 

Zu HABEN IN DER UNIVERSITÄTS-BUCHHANDLÜNG. 

Drück von C. F. Mohr (P. Peters). 
1880. 



*^. 



\ 



Digitized by VjOOQIC 



/ 



MX 15 : 1932 



Digiti 



zedby Google 






Hochgeehrte Versanimhmg! 

Das Amt, welches mir von meinem Herrn Vorgänger nach einer Amtsführung 
voll Treue, Sorgfalt und selbstloser Hingebung so eben überliefert worden ist, fordert 
zunächst, dass ich mich hier vor Ihnen durch einen öffentlichen Vortrag in mein Amt 
einführe. Mein Herr Vorgänger hat Ihnen über Zustände und Ereignisse an unserer 
Universität aus dem letzten Geschäftsjahr berichtet. Lassen Sie mich etwas weiter 
zurückgreifen, bis auf die Zeiten der Gründung unserer Universität zurück, und ge- 
währen Sie mir freundliches Gehör für einen Bericht über Recht und Verfassujrg "^^n. 

unserer Universität, wie sie bei deren Errichtung beschaffen waren und sich seitdem 
bis zu ihrem heutigen Stande weiter entwickelt haben. Die Universitäten hab*n ihre 
besonderen Verhältnisse, welche wieder allen oder mehreren gemeinsam sinf oder 
der einzelnen Universität individuell angehören. Für viele Universitäten ist d^r hier- 
nach sich bestimmende Character ihrer Verfassungsformen durch verdienstvolle Unter- 
suchungen, vor allen diejenigen Savigny's, bereits festgestellt, für andere dagegen, 
unter ihnen auch die unsrige, nicht. Auch für unsere Universität aber dürfte es nicht 
ganz ohne Werth sein, Character und Geschichte ihrer Verfassungsverhältnisr>». zu 
untersuchen, und für eine dahinzielende Betrachtung glaube ich auf Ihr Interesse 
um so mehr hoffen zu dürfen, als in dieser Versammlung die Einen ja der Universität 
selbst angehören, die Anderen ihre Schicksale und Bestrebungen mit freundlicher 
Theilnahme begleiten. 

Die eigenthümliche Stellung der Universitäten im Rechtsleben besteht d^irin, 
dass sie selbständige Korporationen oder Personenvereine sind, welche ihre An- 
gelegenheiten durch ihre eigenen Oberen nach bestimmten eigenen Ordnungen regeln, 
dagegen von den an den Orten, wo sie sich befinden, herrschenden öffentlichen Ge- 
walten mehr oder minder Befreiung gemessen. — Die ursprüngliche Bedeutung des 
Wortes Universität ist nicht, wie wir es heute deuten, die einer alle Fächer des 
Wissens umfassenden Lehranstalt, sondern die einer Korporation, eines Personenver^^ins. 
Der sichere Beweis dafür liegt einmal darin, dass die beiden ältesten Universitäten, 
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Bologna, deren Verfassung für alle späteren Universitäten maassgebend 
5t, ursprünglich nicht Schulen gewesen sind, welche alle Fächer umfasst 
lehr Bologna anfänglich reine Rechtsschule, Paris eine Theologenschule — 
i darin, dass die Bologneser Rechtsschule nicht eine Universität war, 
jrst deren zwei und schliesslich vier besass, während in Paris allerdings 
ur eine Universität bestanden hat. 

Wort > Universität € bedeutet an sich nichts weiter, wie gesagt, als eine 
, einen Personenverein , der rechtlich betrachtet ein abgeschlossenes ein- 
mzes bildet. Solche Universitäten waren dereinst zu Bologna und Paris auf 
:hem Wege entstanden. Als in Folge der Wiedererweckung des Römischen 
Ruf der Rechtsschule zu Bologna sich über die ganze abendländische 
Welt verbreitete, da strömten aus allen Ländern, aus Italien, aus Spanien, Portugal, 
Frankreich, England, Niederland, Deutschland, Ungarn, Polen und dem skandinavischen 
l>iT>rden, ältere wie jüngere Leute und aus allen Ständen in Bologna als lernbegierige 
Sch'iler zusammen. Sie vereinigten sich in zwei Universitäten, derjenigen der Citra- 
montajier, also der Italiener, und derjenigen der Ultramontaner, unter welcher alle 
anderen Nationen, namentlich die stets in grosser Zahl vertretenen Deutschen, 
begriffen waren. Zu diesen beiden Universitäten kamen dann später eine Artisten- 
unive»*sität, welche Mediciner und Philosophen umfasste, und eine Theologen-Universität 
hinzu ^) Die letztere freilich war Lehrer-Universität; die Nationen- dagegen und die 
Artisten-Universitäten schlössen Lehrer wie Schüler in sich und zwar mit gleichem 
RecAte, und den von ihnen und daher wesentlich von den Schülern gewählten 
Rectoren, anfänglich zwei, seit 1514 einer, 2) und dem ihnen beigegebenen Senat, 
den Consiliarien, die in gleicher Weise gewählt wurden, waren Lehrer wie Schüler 
ohne Unterschied unterworfen. In Bologna lag somit die Regierungsgewalt in Händen 
der Schüler.^) In Paris hingegen, wo die eine Universität in vier Nationen, welche den 
Rector wählten, und in die Doctorenfacultäten der Theologen, der Canonisten und 
de' Mediciner zerfiel, bildeten nur die Lehrer die Universität, deren Rector mit den 
von den Nationen gewählten Consiliarien und den drei Decanen der Facultäten die 
Disciplin über die Scholaren übte.^) Demzufolge bestand zwischen beiden Universitäten 

^) Savigny, Gesch. des Römischen Rechts im M. A. 2. Aufl. Bd. III. 1834. S. 178 ff. 

*) Savigny, 11. S. 189. 

^) Savigny, 11. S. 182. 189 ff. 

*) Savigny, 11. S. 346 ff. 357 ff 
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-ein fundamentaler Gegensatz ihrer Verfassungen : Bologna war Schüler-, Paris Lehrer- 
oder, wie wir heute sagen würden, Professoren -Universität. Wenn Paris trotz des 
gleichen Zusammenflusses von Schülern und Lehrern aller Länder, dennoch keine 
universitas scholarium, sondern eine universitas doctorum et magiströrum geworden 
ist, so ist dafür wohl mit Recht auf den Umstand als Grund hingewiesen Worden, 
dass die Pariser Universität aus einer Erweiterung der dortigen Theologenschule 
hervorging, in welcher das Regiment sich natürlich in Händen der Lehrer befunden 
hatte/) wie auch dem Layen gegenüber der Geistliche immer der Hirte bleibt. 

Korporationen und Vereine sind im Rechtsleben keine ausserordentliche Er- 
scheinungen. Sie bilden sich mit Zulassung des Staates und seiner Gesetzgebung 
auch heute noch überall, wo mehrere Personen gemeinschaftliche Zwecke verfolgen, 
seien es religiöse, wohlthätige, wissenschaftliche oder seien es solche des gegen- 
seitigen Schutzes und der gegenseitigen Unterstützung oder des firwerbs oder auch 
blosser Geselligkeit. Solche Korporationen sind indessen so gut, wie Privatpersonen, 
dem gewöhnlichen Rechte und den gewöhnlichen, Behörden unterworfen, somit, Aveil 
alle Gerichts- und Regierungsgewalt im Staate sich, wie der Staat selbst, durchweg 
über ein bestimmtes räumliches Gebiet erstreckt, den Territorial- und Localbehörden, 
Gerade hier aber tritt die bevorrechtete Stellung der Universitäten hervor. Sie sind 
Immunitäten, befreite Korporationen, sind mit ihren Mitgliedern und ihrem Grundeigen- 
thum frei von der localen und territorialen Gerichts- und sonstigen Regierungs-Gewalt, 
und darum auch vpn den diesen anhaftenden Staatsbürgerlasten, wie Steuern und 
Zöllen, Gerichts- und Heerfolgelasten. Eine Unterwerfung unter ihre eigenen Ge- 
walten beruht lediglich auf dem freien Belieben ihrer Mitglieder, und demzufolge 
schworen zu Bologna Scholaren und Doctoren dem Rector und den Statuten Gehor- 
sam, zuerst bei ihrer Immatriculation bezw. Promotion und hernach jährlich.*) Allein 
die Unterwerfung unter die eigenen Gewalten schliesst noch nicht eine Befreiung von 
den Orts- und Territorialgewalten ein. Eine solche kann vielmehr nur durch die 
Gesetzgebung des Staates geschaffen werden, und ihren Ursprung für die Universitäten 
hat sie in einer Constitution Kaiser Friedrichs I. gehabt^), welche er 1158 auf dem 
Reichstage auf den Roncalischen Feldern, an welchem auch vier berühmte Bolog. 



^) Savigny, 11. S. 158. 

ß) Savigny, 11. S. 187. 184. 

^) Savigny, 11. S. 169. 
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\ > neser Doctoren theilnahmen , hat ausgehen und, um ihr für das ganze Gebiet des 

/ Römischen Reichs und Rechts Geltung zu verschaffen, unter die Gesetze der Römischen 

Kaiser hat einfügen lassen. Scholaren und Professoren wird durch dieselbe für ihre 
Reisen zu und von den Universitäten freies Geleit zugesichert, den Ortsbehörden bei 
Verlust ihrer Aemcer und bei Infamie jede Verletzung der Scholaren untersagt, alle 
Klagen gegen sie sollen der Entscheidung des Professors, dem sie sich als Lehrer 
zugewendet haben^ — Bologna war Rechtsschule, — oder des Bischofs unterworfen 
sein. Von diesem Gesetz aus, welches nicht bloss zu Bologna, sondern auch zu Paris ^) 
Anwendung gefunden hat, hat sich im Laufe der nachfolgenden Zeiten, namentlich 
gelegentlich der zwischen diesen beiden Städten und ihren Universitäten entstehenden 
Streitigkeiten, bei welchen die Professoren durch Einstellung der Vorlesungen und 
die Studenten durch Auswanderung die Ortsbehörden zum Nachgeben zwangen ^), 
die Befreiung der Universitäten in immer weiterem Umfange entwickelt, und ist ins- 
besondere zu Bologna die Gerichtsgewalt in die Hände der Rectoren gelangt. Diese 
entscheiden hier in bürgerlichen, wie nicht minder in Strafsachen, — eigentliche 
Capitalsachen , das heisst die schwersten Straffälle, ausgenommen, — sobald beide 
Parteien Mitglieder der Universitäten sind, in bürgerlichen Sachen auch schon dann, 
wenn nur der Beklagte es ist ^°), In Paris dagegen, wo die Universität als Ganzes 
anfänglich unter dem Könige und später unter dem Pariser Parlament stand, unter- 
lagen nur die Schulsachen der Studenten und Professoren, zu welchen man aber 
auch Sachen zählte, welche Miethe, Bücher u. s. w. angingen, 4er Entscheidung des 
Rectors und des ihm beigegebenen Senats; Civil- und Strafsachen waren anderen 
Behördert überwiesen ^^). 

Aller Schulunterricht geht im Mittelalter von der Geistlichkeit aus, das Schul- 
recht, das Recht eine Schule zu halten, hängt von der Zulassung der geistlichen Be- 
hörden ab und die höchste Gewalt in Schulsachen steht dem Papste zu ^^), Das 
gilt auch von den Universitäten. Zwar lässt sich nicht nachweisen, dass Bologna und 
Paris in Folge päpstlicher Verleihungen gegründet worden sind -, aber in die Streitig- 

^) Savigny, 11. S. 355. 
») Savigny, 11. S. 175 ff. 343. 
^«) Savigny, 11. S. 193—199. 
^^) Savigny, 11. S. 341. 350. 354 ff. 

^*) Muther, Zur Gesch. der Rechtswissenschaft und der Universitäten in Deutschland. 
1876. S. 17. 
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keiten zwischen diesen Universitäten und den Ortsbeliörden hat die römische Curie 
vielfältig eingegriffen, ohne dass ihr Recht von irgend einer Seite beanstandet worden 
wäre. In Deutschland sind Prag 1348, Wien 1365, Heidelberg 1386, Cöln 1388, 
Erfurt 1389, Greifswald 1456 und andere Universitäten bald auf päpstliche Verleihung 
hin, bald unter päpstlicher Bestätigung errichtet worden/ Daneben suchte man aber 
auch Kaiserliche Errichtungsbriefe nach, zunächst nur, urh der betreffenden Universität 
das freie Geleit und die Befreiung von der Gerichts- und Regierungsgewalt der Terri- 
torialbehörden zu sichern. Kaiser Friedrich III. abefr ertheilte für Lüneburg 1471 und 
für Tübingen 1484 zuerst Privilegien zur Errichtung von Universitäten mit der Befug- 
niss, das kaiserliche Recht zu lehren und in demselben die wissenschaftlichen Würden 
zu ertheilen; und sein Sohn Maximilian hat dann weiter 1500 dem Kurfürsten von 
Brandenburg und 1502 dem Kurfürsten von Sachsen Privilegien verliehen zur Gründung 
vollständiger Universitäten für alle Fächer des Wissens. Zwar hat der Kurfürst von 
Sachsen bei Gründung der Universität Wittenberg noch die päpstliche Bestätigung 
eingeholt, um ihren wissenschaftlichen Würden auch die Anerkennung bei den aus- 
ländischen Universitäten zu sichern. Aber seitdem ist in Deutschland die Gründung 
von Universitäten ein Recht der weltlichen Gewalt geworden ^^) , welche seit der 
Reformation für protestantische Länder auch die einzige Verleihungsquelle werden 
musste ^^). Indem ferner die Landesfürsten das Recht der Gründung erwarben, und 
für die Dotation der Anstalten und die Besoldung und Anstellung der Lehrer Sorge 
trugen, sind die Universitäten in Deutschland Staatsanstalten geworden, während 
Bologna seiner Zeit durch private Vereinigung von Lehrern und Schülern gegründet 
worden war. 

Die Universität zu Kiel ist im Jahre 1665 durch den Herzog Christian Albrecht 
von Holstein-Gottorp gestiftet worden, und zwar kraft eines Kaiserlichen Privilegiums, 
welches der Vater des Herzogs, der Herzog Friedrich III., unterm 16. April 1652 
von Kaiser Ferdinand III. erworben hatte. Dies Privilegium ^^), in welchem der 



»3) Muther, 11. S. 255 ff. 

**) Hautz, Gesch. der Univ. Heidelberg. Herausg. von K. A. v. Reichlin-Meldegg. Bd. I. 
1862. S. 39. Anm. 54. 

^^) Sacrae Majestatis Ferdinandi III Diploma pro constituenda in Ducatu Holsatiae Academia. 
Ferdinandus III etc. Agnoscimus, et notum facimus, tenore praesentium universis, postquam Dei 
praepotentis concessu ac munere ad supremum Majestatis Imperialis fastigium evecti sumus, officii 
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Kaiser Gründung und Förderung von Universitäten im Reiche für ein Recht seines: 
Kaiserlichen Amtes erklärt, gewährte dem Herzog und seinen Nachfolgern das er- 
betene Recht, an einem Orte in Holstein ein sublimius Gymnasium sive Academiam 
ac Studium universale aller Universitäts- Wissenschaften und zwar mit denselben Rechten 



nostri munus cumprimis requirere existimamus, Majorum Nostrorum Romanorum Imperatorum ac 
Regum (qui inter alias supremae potestatis curas, hanc praecipue dignitate sua dignam existimarunt, 
ut varia in Sacro Romano Imperio Gymnasia, Academias, et universalia studia instituerent, funda- 
rent et confirmarent) exemplo soUicite curare, ut liberalium artium ac scientiarum studia, quae ad 
Reipublicae gubernationem et conservationem necessaria et opportuna sint, excolantur, et conveni- 
entibus honoribus ac praemiis excitentur, nostroque auspicio felicia incrementa consequantur. 

Cum igitur Serenissimus Fridericus, Heres Norwegiae, Dux Schleswitiae, Hoisatiae etc. 
.... demisse Nos rogarit, ... quatenus sibi potestatem concedere clementer dignaremur, ut in 
Ducatus sui Hoisatiae et territorii Sacro Romano Imperio subjecti, commodo quodam loco tale 
sublimius Gymnasium sive Academiam erigere possit, quae quoad privilegia et immunitates cum 
aliis per Germaniam, Italiam et Gallias privilegiatis studiis (salva tamen semper Nostra authoritate, 
salva itidem dicti Ducis supplicantis et successorum suorum suprema iurisdictione) aequo jure 
censeatur, in qua erigenda Academia singularum facultatum Professores potestatem habeant, praevio 
et rigoroso examine, Doctorum, Licentiatorum , Magistrorum et Baccalaureorum titulos dignis et 
bene meritis elargiendi, . . . Praeterea Doctores et Scholares in erigenda Academia cum consensu 
saepe fati Ducis et Succe.ssorum suorum statuta condere, ordinationes facere, nee non Prorectorem 
et Procancellarium (manente penes Ducem, uti Fundatorem et Successores suos dignitate Rectoris 
et Cancellarii) aliosque Officiales Universitatis creare possint et valeant. Ut insuper in eadem 
Universitate Rectoratus munere functurus, Comitiva Palatina exornetur, sibique Duci supplicanti 
venia concedatur, conferendi arma et insignia, singulis in Academia constituendis facultatibus. 

Nos .... Dilectioni suae potestatem erigendi in Ducatus Hoisatiae . . . territorio sublimius 
Gymnasium, sive Academiam ac Studium universale . . . clementer concesserimus, .... ita videlicet, 
ut id Gymnasium sive Academia, ac Studiorum Uniyersitas, per dictum . . Ducem aliquo Ducatus 
sui Hoisatiae, (sed tali loco, ne per hanc erectionem vicinis Universitatibus praejudicetur) erigi ac 
fundari possit, et valeat, et quandocunque erectum fuerit, cum omnibus in ea comprehensis Profes- 
.soribus, Doctoribus, Scholaribus, . . . aliisque ad eam pertinentibus personis aequo jure censeatur, 
pari dignitate aestimetur, omnibusque immunitatibus, privilegiis, libertatibus, honoribus, franchisiis, 
sicut aliae per Germaniam Universitates, earumque membra, utatur, fruatur, potiatur et gaudeat: 
Volentes, . . et decernentes quod Professores, et personae idoneae . . . valeant in praedicta Univer- 
sitate . . . profiteri, et lectiones disputationesque publicas facere, conclusiones palam discutiendas 
proponere, interpretari, glossare et dilucidare, omnesque actus scholasticos exercere, eo modo, ritu 
et ordine, qui in caeteris Universitatibus observari solet. 

Porro . . . statuimus et ordinamus, ut per CoUegia Doctorum seu Professorum .... Bacca- 
laurei, aut Magistri, vel Licentiati, vel Doctores, pro uniuscujusque scientia et doctrina creari et 
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für Professoren, Doctoren und Scholaren zu errichten, wie sie andere bevorrechtete 
Schulen in Deutschland, Italien und Frankreich besitzen: insonderheit mit dem Rechte, 
die Wissenschaften zu lehren und die wissenschaftlichen Würden zu ertheilen ; mit 
dem Rechte , Statuten und Ordnungen unter Herzoglicher Genelimigung zu machen, 
ferner ihre Beamten, namentlich Prorector und Procanzler, zu wählen, indem die Würde 



hujusmodi dignitatibus insigniri, nee non per bireti impositionem, et annuli, ac osculi traditionem, 
ceterisque consuetis solennitatibus investiri .... 

Praetera recipimus eandem Universitatem ... in nostram et Successorum Nostrorum 
Romanorum Imperatorum et Regum, singularem protectionem, salvam guardiam atque patrocinium . . . 

Concedimus insuper, ... ut Doctores et Scholares in erigenda Universitate existentes, ad 
exemplum reliqöarum Academiarum, praevio tarnen consensu saepefati Friderici Ducis Holsatiae, 
ejusque successorum statuta condere, ordinationes facere, nee non Prorectorem, ac Procancellarium 
(quippe a libero Ducis, uti Fundatoris, ejusque successorum arbitrio et beneplacito dependere 
volumus, ut sibi ipsismet dignitatem Rectoris et CanceUarii reservent, aut si et quoties voluerint, 
Universitati Ijberam et aliis Universitatibus consuetam eligendi Rectores et Cancellarios facultatem 
elargiantur) nee non.alios officiales pro libitu, et exigentia creare et facere possint et valeant 

Postremo concedimus . . . Serenissimo Duci Friderico Holsatiae, liberani facultatem et 
potestatem, singulis in Universitate constituendis facultatibus peculiaria conferendi, arma et insignia 
. . . . ; salvis tarnen, quoad praedicta omnia authoritate nostra Caesarea, nee non ipsius Fundatoris 
et Successorum suprema lurisdictione meroque Imperio, ac aliorum quorumcunque iuribus. 

NuUi ergo omnino hominum . . licet hanc nostrae concessionis . . . gratiam vel facultatem 
infringere, aut ei quovis ausu temerario coritraire seu illam quovis modo violare ; Si quis autem id 
attentare praesumpserit, Nostram et Imperii Sacri indignationem gravissimam et poenam quinqua- 
ginta Marcharum auri puri .... sc noverit irremissibiliter incursurum. — Der Abdruck hat, da das 
Original nicht aufzufinden gewesen ist, nach Alex. Jul. Torquatus, Christiano-Albertinae inauguratio. 
1666. pag. 89 — 104 besorgt werden müssen. Andere, wie es scheint, minder gute Abdrücke befinden 
sich in der Systematischen Samml«u ng der f. Schleswig und Holstein erlassenen Verordnungen. 
Bd. IV. (1832.) S. 337 ff. und C. F. L. Wildberg, Jahrbuch d. Universitäten Deutschlands. 
Neu-Strelitz 18 li. S. 331 ff., an letzterem Orte freilich nur im Extract. — Herzog Friedrich III. 
hatte schon 1640 auf dem Reichstage zu Regensburg durch seinen Gesandten Johann Adolph 
Kielmann das Privilegium beantragt und die Zusage seiner Gewährung erlangt, die kriegerischen 
und politischen Ereignisse jener Zeit aber verzögerten die Ausfertigung des Diploms bis 1652. 
Die Schwedisch-Gottorpisch-Dänischen Händel verhinderten die Errichtung der Universität unter 
Friedrich III., der dieselbe aber dem Herzog Christian- Albrecht »testamentirlich anbefohlen*. 
Vgl. den sog. Veranlassungsentwurf Christian Albrechts vom 3. April 1667 »"^ Statuten-Buch 
(Liber legum ac statutorum academiae) Tom. I. S. 397, wonach der Abdruck in der Kieler Universi- 
tätschronik von 1854. (Kiel 1855.) S. ii ff. beschafft ist. 
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des Rectors und Canzlers dem Stifter und seinen Nachfolgern selbst vorbehalten bleibe ; 
endlich mit dem Rechte der Immunität und anderer Privilegien, — vorbehaltlich aber 
der Kaiserlichen Souveränität und der höheren Gerichtsbarkeit des Herzogs, insbe- 
sondere seiner Strafgewalt in schwereren Straffällen. 

Die Universität, welche demzufolge der Herzog Christian Albrecht stiftete, 
ward als Staatsanstalt gegründet. Ihre Statuta universalia vom 2. April 1666 sind 
nicht von Studenten oder Professoren beschlossen, sondern als gesetzliche Ordnung 
vom Herzog vorgeschrieben worden ^®) , und neue können nur mit seiner oder seiner 
Nachfolger Genehmigung beschlossen werden. Die Fundationsacte vom Michaelis-Tage 
1665 sodann hatte auf die Herzoglichen Einnahmen aus dem Amte Bordesholm eine 
Summe von jährlich 6000 Rthlr. angewiesen, aus welcher die Gehälter der vom Herzog zu 
berufenden Professoren und der Universitätsbeamten nach Ausweis eines jeden Bestallung 
gezahlt, der Ueberschuss aber für die Bedürfnisse der Academie zurückgelegt werden 
sollte ^'^. Die* Professoren werden somit vom Herzog besoldet und berufen und haben 



^^) Das Original dieser Urkunde befindet sich im Archiv der Universität (Akten Fase. 
Nr. i) und wird die Urkunde im Folgenden stets nach dem Text des Originals citirt werden. 
Die Ueberschriff »Statuta universalia«, welche schon 1781 (Stat. Buch Tom. I. S. j66) vor- 
kommt, und unter welcher die Urkunde auch in der vorhin (Anm. 15) erwähnten Syste- 
matischen Sammlung der Verordnungen Bd. IV. S. 351 ff. abgedruckt ist, fehlt im Ori- 
ginal, auch bezeichnet sich die Urkunde zum Schluss zwar als »Statuten und Verordnung«, wie 
sie sich im Eingang »Ordonance« nennt, aber nirgends ist von »statuta universalia« die Rede. 
Da die Verordnung nur einzelne nähere Vorschriften De lurisdictione. De Academiae Fro-Rectore, 
De Senatus academici Conciliis seu Consistoriis, De Immunitatibus, De Docentibus, De quibusdam 
Ministris, De Bibliotheca , De Typographis enthält, so hat man sich zu hüten, in ihr eine Gesammt- 
verfassung zu suchen und der Universität Rechte abzusprechen, weil sie nicht in ihr erwähnt sind. 
Als eigentliches Fundamentalgesetz der Universität ist vielmehr das früher erwähnte Privilegium 
Kaiser Ferdinand III. anzusehen, dessen Rechte dem Studium generale, »quandocunque erectum 
fuerit« oder der »academia erigenda« verliehen sind. Aus ihm stehen der Universität die von den 
sog. statuta universalia nicht berührten Rechte zu, so das Recht der Verleihung akademischer 
Würden und namentlich das Recht unter Genehmigung des Herzogs und seiner Nachfolger statu- 
tarische Bestimmungen zu treffen, welches letztere der Universität ohne Grund 1801 von der Deut- 
schen Kanzlei zu Copenhagen bestritten wurde. Vgl. Statutenbuch Tom. I. S. 5 10. Tom. II. S. 1 50 ff. 

^') Das Original derselben, auf Pergament geschrieben und mit Siegelkapsel versehen, 
befindet sich im Universitätsarchiv, in einem hölzernen Kästchen aufbewahrt. Abgedruckt ist es in 
der Systemat. Sammlung Bd. IV. S. 348 ff. Nach der Fundationsacte, welche bezüglich der 
spezielleren Verhältnisse ihre Ergänzung durch den in Anm. 15 erwähnten Veranlassungsentwurf 
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nach den Statuten ^^) die Pflicht, Vorlesungen in bestimmter Stundenzahl zu halten. 
Sie haben daher, wie es die Statuten bezeichnen, ein officium, ein Amt, und müssen 
bei dessen Antritt auch dem Her2;og als Schutz- und Schirraherrn der Academie und 
Rector hiagnificentissimus den Treueid leisten ^®). 

Die Universität ist keine Scholaren- Universität, wie Bologna, und wie es in 
Deutschland auch Prag, Wien und Leipzig, wo die Nationeneintheilung herrschte, 



von 1667 findet, sollte die Summe von 6000 Rthlr. jährlich in zwei Terminen, nämlich auf 
Johannis Baptistae und Nativitatis Christi, vom Amtsschreiber zu Bordesholm gezahlt werden. Nach 
einer Instruction des Prorectors vom 16. März 1709 pflegten Prorector und Exrector diese 
Zahlungen in der Consistorial-Stube entgegen zu nehmen, und >von daraus« an die CoUegen, die 
ihre Gehälter auch von ihren Bedienten abholen Hessen, zu vertheilen, wobei jeder Professor einen 
Reichsthaler für den Wittwenkasten zurückliess. Der Ueberschuss ward in eine eiserne Lade, zu 
welcher Prorector und Exrector jeder einen Schlüssel in Händen hatten, gelegt, um für Fälle der 
»Noth wendigkeit« der Akademie und zur Beneficirung fleissiger Professores verwandt zu werden. ' 

(Stat.-Buch Tom. I. S. 263 fi*., 359 ff., 425 ff.). Diese 6000 Rthlr. landesherrlicher Dotation der Universität 
bilden den sog. grossen Fiscus, im Gegensatz zum kleinen Fiscus, der aus einem Theil der In- 
scriptionsgebühren gesammelt und zu kleinen dem Gutdünken des Prorectors überlassenen Ausgaben 
verwandt wurde, welches Gutdünken freilich heute in Betreff Summen über 50 Mark an die vorgängige I 

Zustimmung des Senats gebunden ist (Senats-Prot 19. Nov. 1879). Der grosse Fiscus ward seit 1721 
von zwei Deputatis fisci, unter welchen sich der Prorector befindet, um 1770 aber von vier Deputatis 
verwaltet. Diese Deputirten hören auf, seitdem 1770 der Professor der Medicin Dr. Struve zum 
Q u ä s t o r oder Kassirer ernannt worden war. Die Verpflichtungen des Quästors regelte eine In- 
struction vom I. Juni 1770, an deren Stelle am 17. Sept. 1783 eine andere getreten ist, für welche 
gegenwärtig eine neue vorbereitet wird. (Stat.-Buch T. I. S. 359, 507 ff. 682 ff. 793 ff. Bericht an j 

den Curator v. i. März 1779 (Acten Fase. Nr. i. Bogen lit. O. pass. XV). Der Etat der Uni- ' 

versität ward 1770 um 2000 Thlr. erhöht (Stat.-Buch Tom. I. S. 647), 1779 auf 20800 Rthlr. (Be- j 

rieht cit. u. Stat.-Buch Tom. I. S. 793) gebracht. Der Etat von 1879/80 stellt sich auf 500410 } 

Mark Deutschen Reichsgeldes. J 

^^ Stat. univ. tit. De Docentibus. 1 

^^) Stat. univ. tit de Jurisdictione § 21. >So wirdt hinwieder nicht vnbillig von allen vndt J 

Jeden, nicht allein Professoribus, sondern auch allen übrigen Membris, Civibus, vndt Studiosis, so 
von der Academie dependiren, erfordert, dass sie bey antretung ihres Officii, oder Immatriculirung, 
das Juramentum fidelitatis Sr : Hochfürstin. Durchlaucht leisten, nach der in den statutis Academiae 
vorgeschriebenen Formel« — Das für die BeamtensteJlung entscheidende Moment ist übrigens 
die Besoldung aus dem Herzoglichen Vermögen, zu welchem sich Berufung und Beeidigung nur 
als Konsequenzen verhalten. So zeigt es sich auch bei der Königsberger Universität. S. Muther, 
Aus dem Universitäts- und Gelehrtenleben im Zeitalter der Reformation. 1866, S. 54. 

2^ 
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einstmals gewesen sind ^o). Der Auszug der Nationen aus Prag im Jahre 1409 und 
die von. ihnen ausgegangene Gründung der Leipziger Universität hatten die Gefahr 
des Nationenregiments erwiesen, und bei den spSiter errichteten Universitäten, wie 
Ingolstadt, Tübingen und anderen, war daher die Facultäteneintheilung, wie sie zu Paris 
bestand, vorgezogen worden. Die ältesten Gesetze für die Studirenden unserer Uni- 
versität^^) verbieten die Errichtung von coetus Nationales, von Nationenvereinen, als Ver- 
rath gegen die Universität und bedrohen sie mit Entfernung von der Universität und 
schwerer willkürlicher Strafe. Die einzige Erinnerung an das Nationenregiment der 
Scholaren von Bologna ist der in den Statuten ausgedrückte Vorbehalt des Herzogs, 
wenn eine hohe Fürstliche Person sich Studirens halber auf der Universität aufhalte, 
ihr die Ehre des Prorectorats für eine bestimmte Zeit übertragen zu dürfen 22). 

Kiel ist als P r of e s s o r e n - Universität gegründet worden. An der Spitze der 
Universität steht, wie es im Kaiserlichen Diplom vorbehalten war, der Herzog 



2«) Muther, Zur Gesch. d. R. W. S. 277. Hautz IL Bd. I. S. 56. 

*^) Leges Studiosis in Academia Christian-Albertina, quae Kilonü Holsatorum est Prae- 
scriptae et Ad Continuam officii sui commonefactionem editae. art. X. »Qui infamem Penalismum 
, ... hie excitare, ac instaurare, aut seditiosa conventicula cogere aut coetus Nationales instituere, pe- 
cuniarum commessationumque exactione aliisque iniquis modis nuper Academiam ingressos studiosos 
divexare ausus fuerit, tanquam Academiae hostis ac perduellis arbitraria, eaque gravissima poena 
coercitus, exterminabiturc (Statutenbuch Tom. I. pag. 103.) Das Privilegium Ferdinand III. hatte 
den» Doctores et Scholares« das Recht gegeben statuta condere, ordinationes facere (vgl. Anm. 15). 
Aber die Stat. univ. titt. De Academiae Pro Rectore und De Senatus academici Conciliis seu 
Consistoriis legen die Gewalt ausschliesslich in die Hände der Professoren, und das Verbot der 
Nationen vereine beseitigt die Theilnahme der Scholaren am Regimente geradezu. 

^^) Stat. univ. tit. De Academiae Pro Rectore § i. »Demnach wie obgedacht, Sr: Hochfurstln. 
Durchl. Ihr das oberst directorium Ihrer Academie, als Magnificentissimus vorbehalten, So soll 
derselben vices ein proRector Magnificus aus dem CoUegio professorio vertreten, Es wehre dan, 
dass höchstgedachte Sr: Hochfürstin. Durchl. etwa einer Fürstin, hohen Persohnen, die sich studiorum 
gratia auff der Universitaet aufhalten möchte / auss sonderlichen Respect solche Ehre gönnen, 
vndt ad tempus vbergeben wolten.« Im Bericht des Consistoriums an den Curator vom i. März 
1779 (vgl. Akten Fase. Nr. i.) wird hervorgehoben, dass eine solche Ernennung nie vorgekommen 
sei, obgleich Prinzen aus dem Holsteinischen Hause auf der Universität studirt hätten ; ersteres 
trifft zu, ob aber auch letzteres, muss ich nach Durchsicht des Album Universorum und Album 
Novitiorum der Universität für zweifelhaft erachten ; immatriculirte Studirende sind jene Fürsten 
wenigstens nicht gewesen, während doch unter dem Prorectorat von Hensler 1797 am 18. October 
»Christian Prinz zu Hessen c im Album Universorum sich eingezeichnet findet. 
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als Rector magnificentissimus der Academie mit dem obersten Directorium 
derselben. Aber abgesehen davon, dass er sich als Landesherr in CiviJsachen über 200 
Mark die Appellation, in Strafsachen, welche Lebensstrafe mit sich führen, in Gestalt einer 
Bestätigung der Strafurtheile vor ihrer Verkündung die eigentliche Entscheidung und 
in Schulsachen, die mit poenis scholasticis belegt werden, die Appellation gegen mehr 
wie zehn Jahre Relegation und gegen Relegation cum infamia, sowie einen Antheil an 
der Geldbusse vorbehält ^^), durch welche die Relegation ähnlich dem altdeutschen Banne 
abgelöst werden konnte, aus dem^^) sie eben darum auch wohl trotz ihres lateinischen 
Namens herstammt, — abgesehen sodann ferner von dem Bestätigungsrechte statutarischer 
Beschlüsse, beschränkt sich jenes oberste Directorium der Universität im Wesentlichen 
auf die Bestätigung ausserordentlicher Weise gegen die Reihenfolge der Facultäten und 
in dieser gegen die Reihenfolge der Mitglieder erwählter Prorectoren, auf die Er- 
nennung des Prorectors, wenn die Professoren die Wahl nicht rechtzeitig vornehmen, und 
auf die Entscheidung über den Prorector, wenn wegen Säumigkeit, Fahrlässigkeit, Ge- 
fährdung der Disciplin und des Friedens der Universität die Decane der vier Facul- 
täten auf Beschluss der Professoren und nach vergeblich erfolgter ernstlicher Ermahnung 
Beschwerde gegen ihn erheben ^^). Sonst aber übt der Herzog sein Directorium 



^^) Stat. univ. tit De Jurisd. § 4. 9 ff. — In dem mehr erwähnten Bericht vom i. März 1779 
wird bemerkt, dass relegationes cum infamia, soviel bekannt, nicht vorgefallen. — Pro redimenda 
relegatione et carcere wurden acht, zehn und zwölf Rthlr. gezahlt. Manche Prorectoren milderten 
diese Beträge, was bis auf die Hälfte, wahrscheinlich weil der Prorector Anspruch auf die Hälfte hatte 
(Stat. univ. tit. De Acad, Pro Rectore § 7), für zulässig galt. Eine mit Rescript vom 9. Jan. 1725 
zugestellte Generale Academische Verordnung in diversis § 6 untersagte dies bei Vermeidung 
dreidoppelter Strafe oder Geldbusse; das jus aggratiandi stehe allein dem Herzog zu. (Stat. Buch 
Tom. I. pag. 428. 471.) Nach der Anordnung des Consistorium arctius vom 19. December 1781 
^ 21. 22 ist eine Redemtion der erkannten Exclusion hinfäUig, dagegen kann Carcer in Geld- 
strafe an die Bibliothek verwandelt werden nach dem Maasstabe von i Rthlr. pro Tag (Stat. B. 

Tom. I. S. 782). 

**) Savigny, 11. S. 196. 

2*) Stat. univ. tit. De Acad. Pro Rectore § 3 ff. tit. De Senat, acad. Concil. s. Consist. 

ß 10. Nach dem mehrfach citirten Bericht an den Curator vom i. März 1779 haben die Decane 

eine solche Thätigkeit nicht geübt. Indessen ergiebt doch ein herzogliches Rescript vom 16. Juni 
I 730, dass der Fall einer Anwendung derselben wegen verzögerter • Niederlegung des Prorectorats 

vorgelegen, und dieselbe nur nicht in Anspruch genommen worden (Stat. Buch Tom. I. S. 401 ff). 

Wie wenig dieselbe für obsolet oder überflüssig erachtet worden, erhellt auch daraus, dass sie in einer 



Digiti 



zedby Google 



]4 

nicht selbst, sondern durch den Prorector^^ aus, der für ein Semester aus der Zahl 
der Professoren der Facultäten, welche zu Kiel oder anderwärts bereits zwei Jahre 
öffentliche Professoren gewesen sind, nach bestimmter Reihenfolge der Facultäten und 
ihrer Mitglieder gewählt werden soll *'*'^). Nachdem 1773 der Gottorper Antheil von 
Holstein mit der Universität an die Königliche Linie von Dänemark abgetreten war, 



Königlichen Resolution vom 23. Februar 1830 (Stat. Buch Tom. IL S. 277) mit der Modification 
erneuert wird, dass die Decane vom Rector die Berufung einer Sitzung verlangen und eventuell 
sich an das Curatorium wenden sollen. Vgl. auch Instruction für den Prorector vom 16. März 
1709 (Stat. Buch Tom. I. S. 433). Im Uebrigen repräsentiren die Decane bis auf die heutige 
Zeit das Consistorium auch in anderen Angelegenheiten, so namentlich als Deputirte und neuer- 
dings auch bei Eingaben des Consistoriums an das vorgesetzte Ministerium (Mstrlschr. vom 3. April 
1869. Stat. Tom. II. S. 390), welche sie gemeinschaftlich mit dem Rector zu unterzeichnen haben. 
Vgl. Muther, Zur Geschichte der Rechtswissenschaft S. 284. 

^^) Stat. univ. tit De Acad. Pro Rectore § i. Siehe Anm. 22. Die in der Anm. 17 
erwähnte Instr. für den Prorector vom 16. März 1709 zieht aus diesem Vertretungsverhältniss 
Schlüsse für die vom Rector in Ansehun|^ seiner Stellung zu beobachtenden Pflichten (Stat. Buch 
Tom. I. S. 421. 430 f. 510 f). 

.^^) Stat. univ. 11. § 2. »Solcher Pro Rectoratus soll Semestris sein, vndt alle halb Jahr, 
alss auff den 5. Aprilis vndt 5. Octobris abgewechselt werden, durch alle vier Facultäten, dergestalt, 
dass erstlich solch Ambt antrete vndt verwalte Primus Theologus, den Primus Jurisconsultus, den 
Primus Medicus, den Primus Philosophus, dan Secundus Theologus, dan Secundus Jurisconsultus. 
vndt so fortan.« — Der § 6 bestimmt: »Alldieweil aber Reip : Academicae membra et Cives 
durch allerhandt affecten vndt muthwillen pflegen getrieben zu werden, Zudem auch genante er- 
fahrunge vndt Wissenschafit der Jurium vndt statutorum Academicorum erfodert wirdt, . . . dass 
Kein Professor zum ProRectorat müge erwehlet werden, Er habe dan zum Kiehl, oder Uff" einer 
andern Vniversitaet zum wenigsten zwey Jahr in publice munere Professorio Sich albereit auf- 
gehalten.« — Hierin sind in späterer Zeit folgende Veränderungen eingetreten: Ein Rescript vom 
5. Jan. 1798 (Stat. Buch Tom. II. S. 115) verlegte den Rectoratswechsel auf den 5. März und 
5. September jedes Jahres; seit dem März 1805 *c semestri annalis facta est Prorectorum dignitas« 
(Album civium universorum Tom. I. ad a. 1805); ein Kanzleischr. vom 3. Sept. 1808 verfügte, 
dass der Prorector inskünftige den Titel Rector führen solle (Stat.-Buch Tom. II. S. 200); ein 
Rescript vom 24. April 1818 (Stat. Buch Tom. IL S. 227) knüpfte die Wahlfähigkeit an den 
vierjährigen Sitz im Consistorium, ein ferneres vom 16. Juli 1839 (Stat. Buch Tom. IL S. 301 f.) 
forderte ausser vierjährigem Sitz i. C. noch Verwaltung eines Decanats für die Wahlfähigkeit, schaffte 
die Reihenfolge ab, ordnete die Modalitäten der Wahl und das Ablehnungsrecht und verordnete 
jedesmalige Bestätigung des Erwählten durch die Kanzlei. Das spätere Statut vom Rector und 
Senat und Consistorium vom 13. August 1874 § 41 schreibt vor, dass der zu Erwählende Mitglied 
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bemerkt man schon 1781 Spuren, welche auf ein thatsächliches Aufgeben des landes- 
herrlichen Rectorats schliessen lassen ^^j. Allein erst 1808 ist das landesherrliche 
Rectorat durch die damals vorgesetzte Behörde, die Deutsche Kanzlei zu Copenhagen, 
aus den Matrikeln und Diplomen beseitigt, welche letzteren bei dieser Gelegenheit 
in der Hauptsache ihre heutige Form erhalten, und ist einige Monate später dann 
auch der Titel des Prorectors in den des Rectors verändert worden ^^). Die Wahl 
nach der Reihenfolge aber hat bis 1839 fortgedauert. 

Die Regierungsgewalt in der Universität liegt nicht in den Händen des 
Prorectors. Dieselbe ist vielmehr beim academischen Senate, der in allen den 
Bestand und das Wohlergehen der Universität, sowie die Rechtspflege angehenden 
Angelegenheiten in seinen Versammlungen, den conciliis oder consistoriis , durch 
Majorität beschliesst und aus den sämmtlichen Professoren der Facultäten gebildet 
wird. Der Prorector hat nur die Berufung dieser Versammlungen, das Recht Vor- 
schläge zu machen, auch wohl sein Bedenken zu äussern, ferner die Leitung der Ab- 
stimmung und bei Gleichheit der Stimmen das Recht ein Ausschlagsvotum abzugeben, end- 
lich die Verkündung und die Vollziehung der gefassten Beschlüsse^®). Darum lautet auch 



des durch das Statut neu eingesetzten Senats sei oder gewesen sei, im Uebrigen ist nur durch 
Beschluss des Consistoriums der Termin der Wahl auf die erste Sitzung des Wintersemesters 
verlegt worden, sonst aber alles so geblieben, wie es durch das Rescript von 1839 festgesetzt war. 

'®) In einem Königlichen Gnadenbrief über die akademische Jurisdiction vom 7. Nov. 
1781 (Stat. Buch Tom. I. S. 765 ff.) wird das Merum imperium des Landesherrn in Strafsachen 
aufgehoben und eine durch Rescript vom 6. April 1668 angeordnete Beschränkung der akademischen 
Jurisdiction in Strafsachen unter denv Hinzufügen beseitigt, dass die ordentliche Residenz des 
Landesherrn von Kiel so weit entfernt sei. Vgl. Anm. 35. 

*^) Das Kanzleischreiben vom 25. Juni 1808 verfügte auf Allerhöchste Resolution, dass 
aus den Diplomen und Matrikeln die Worte (Christianae Albertinae) iRectore et Cancellario 
Magnificentissimo« weggelassen, dem Königlichen Titel aber die Worte »sub augustissimis auspiciist 
vorangesetzt werden sollen. Dadurch ist in der Haup4:sache die neuere Form der Diplome und 
Matrikeln bestimmt worden, nur dass statt »sub augustissimis auspiciisc heutzutage die Worte 
»summis auspiciisc oder »auspiciis et auctoritatec dem Königlichen Namen voraufgesandt werden. 
Wegen der Verwandlung des Prorector- in den Rector-Titel s. Anm. 27. 

^^ Stat. univ. tit. De Senatus acad. Conciliis seu Consistoriis § i — 6, 10. tit. De Acad. 
Pro Rectore § 1--5. Der academische Senat ist als solcher ein einheitliches CoUegium. Die 
Anordnung wegen Errichtung eines Privat- oder engern Consistorii v. 19. December 1781 (Stat.- 
Buch Tom. I. S. 770 ff.) setzte ihm unter dem später üblichen Nameni Consistorium arctiusc einen 
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der, noch heute in Uebung befindHche, Professoren-Eid, nicht wie zu Bologna, auf 
Gehorsam überhaupt gegen den Prorector, sondern auf Befolgung seiner Einladungen 

regelmässig aus dem Prorector, den Decanen und dem Nachfolger im Prorectorate bestehenden 
Ausschuss zur Seite, der in allen Sachen, die nicht dem Rector oder dem ganzen Cbnsistorium 
vorbehalten waren, zu beschliessen hatte und wesentlich Rechtspflegeausschuss war. Das Statut 
vom Rector und Senat und vom Consistorium vom 13. August 1874 änderte dieses Verhältniss 
der beiden Körperschaften und substituirte ihnen nach dem Muster der Statuten von Greifswald 
und Halle Consistorium und Senat, von welchen das erstere Collegium aus sämmtlichen ordent- 
lichen Professoren, das letztere aus Rector, Prorector, den vier Decanen und vier vom Consistorium 
frei gewählten Mitgliedern besteht. Der heutige Senat ist weniger Rechtspflege- Ausschuss,* obwohl 
er auch die höchste Disciplinarbehörde in der Universität ist, (Vorschriften für die Studirenden der 
Landesuhiversitäten' V. i. Oct. 1879 § 33 ^0 » ^'^ vielmehr Verwaltungs- Ausschuss. — Die Ge- 
schäftsordnung, welche die Stat. univ. festsetzten, war durch die sog. Votirmethode geregelt, bei 
welcher der Prorector proponirte und dann die Professoren nach der Reihenfolge der Facultäten 
einzeln ihre Vota abgaben, die der Secretarius (schon 1725 auch Syndicus genannt) protocollirte, 
der Prorector coUigirte. Absolute Majorität entschied. Die ProtocoUführung im Consistorium ward ge- 
regelt durch die Generale Academische Verordnung in diversis v. 9. Jan. 1725 § 4 f. (Stat.-Buch Tom. 

I. S. 470 f.), welche überstimmten Mitgliedern bei vom Herzoge oder seinen CoUegiis erforderten 
Berichten das Recht des Separatvotums gab und für das aus den Votis vom Syndicus gezogene 
Conclusum Genehmigung durch die Majorität vorschrieb; und sodann ferner durch das Rescript, 
betr. Verbesserungen in den Geschäften des Consistorii und deren Form, vom 12. Febr. 1771 
(Stat.-Buch Tom. I. pag. 704) , nach welchem der Syndicus nur die Gegenstände der Berathung 
und die conclusa (unter Berücksichtigung jedoch auch der Separatvota) protocoUiren; aber in der 
Sitzung selbst sich auf Notizen beschränken, das ProtocoU zu Hause extendiren und ins Reine 
bringen und darauf in der nächsten Sitzung vorlesen und von den in der früheren Sitzung 
gegenwärtigen Mitgliedern »adjüstirenc und mit den Initialen ihrer Vor- und Zunamen genehmigen 
lassen sollte. Hierin traf man aber mit Erlaubniss des Curators schon im October 1778 die 
Aenderung, dass der Syndicus sogleich in der Sitzung das ProtocoU in definitiver Form aufnahm, 
dasselbe verlas und von den Gegenwärtigen nach eventueller >Ajüstirung< in angegebener Weise 
Signiren Hess, wobei man aber die 1770 angeordnete, nunmehr jedoch überflüssige Verlesung und Ajüsti- 
rung in der folgenden Sitzung nicht beseitigt hat, die vielmehr bis auf den heutigen Tag fortdauert 
(Acten-Fasc. Nr. i, Bericht an den Curator v. i. März 1779, Bogen G. S. 4). Wurden die Vota 
nicht mehr protocollirt, so hätte der freien Diskussion und Abstimmung nichts mehr entgegenge- 
standen. Das Geschäftsreglement des Consistoriums vom 31. Juli 1801 § 12 C (Stat.-Buch Tom. 

II. S. 153 flf,) hielt aber nach wie vor principiell an der Votirmethode fest, und erst in späterer 
Zeit ist man von derselben zu freier Diskussion übergegangen. Das mehrerwähnte Statut vom 
Rector und Senat vom 13. August 1874 § 57 ff. 69 enthält Bestimmungen über die Verhandlungs- 
form in Senat und Consistorium, welche jedoch den Ansprüchen an eine vollständige Geschäfts- 
ordnung nicht genügen. 
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zum Consistorium und auf getreuliche Stimmabgabe über seine Vorschläge. ^^) Bei 
dieser Sachlage, wie im Hinblick auf das vorhin erwähnte Recht der Beschwerde über 
den Prorector scheint auch der in den Statuten vielfach wiederkehrende Ausdruck 
»Respublica academicai nicht ohne ernstere Beziehung zu der bekannten Verfassungs- 
form gebraucht zu sein. 

Pie Studire nden sind dem l^ector, dem Prorector und dem academischen Senat 
unterworfen. Wie sie nach den Statuta universalia bei der Immatriculation dem Herzog 
als Rector magnificentissimus und Schirmherrn der Universität den Eid der Treue^^) 
zu leisten haben, so schwören sie nach dem Statutenbuch^^) bei derselben Gelegen- 



**) Stat.-Buch Tom, I. S. 71. »Ego N.N. jure, quod Academiae Kiloniensis utilitatem, 
commoda, et decus .... procurare, Paci honestae et Ccncordiae inter CoUegas . . . sedulo studere, 
Vocatus ad Consistorium nisi probabilibus causis impediar, quod tarnen, quoad fieri potest, mature 
Dno Pro Rectori significabo, comparere, ad proposita a Magnifico Pro-Rect. : votum meum fideliter 
conferre, alterius cujuscunque CoUegae Votum neutiquam immodestius turbare aut perstringere, 
multo minus idipsum in praejudicium vel Academiae, vel proferentis cuiquam revelafe, aut, quae 
tacenda ceteroquin occurrent, propalare velim. Sic me Deus adjuvet. c — Die Pflicht zum Erscheinen 
auf die Einladung war hiernach eine eidlich angelobte (Stat. univ. tit De Senat, acad. Concil. 
s. Consist. § 2). Die Generale acad. Verordnung in diversis v. 9. Jan. 1725 § 4 (Stat-Buch Tom. 
I. S. 470) verordnete das Erscheinen > ausser erheblichen, vom Pro-Rectore gebilligten, und von 
diesem dem Consistorio bey der Versamlung zu eröffnenden Uhrsachen c bei Vermeidung einer 
Strafe von 5 Rthlr. ad Bibliothecam und setzte, >da ein und ander auf des Pro-Rectoris Ansagen 
nicht erscheinen könnte«, Beschlussfähigkeit des Consistoriums fest, sobald ausser dem Pro-Rector 
wenigstens 3 Mitglieder gegenwärtig seien. Die Strafsatzung ward unter dem 18. Juli 1766 wieder 
eingeschärft (Stat.-Buch Tom. I. S. 543), aber nach dem Zeugniss des mehrerwähnten Berichts vom 
I. März 1779 (Acten Fase. Nr. i) ist die Strafe bei keinem CoUegium der Universität in Uebung 
gekommen. Ein Conclusum consist. pleni vom 20. Sept. 1806 verfügte zu Zeugnisssitzungen An- 
sage unter Erinnerung an den Amtseid (Stat-Buch Tom. II. S. 187); ob mit besserem Erfolg bleibt 
dahingestellt. Noch heute besteht das Ansagen ausgebliebener Mitglieder, jedoch ohne dass an den 
Amtseid erinnert wird. An der Zweckmässigkeit desselben kann man zweifeln; wer seine politischen 
Rechte nicht achtet, wird die Folgen ihrer Missachtung gelegentlich zu beklagen haben, und der 
hierin gelegene Sporn scheint in diesen Verhältnissen völlig ausreichend, wenn nicht Ueberhäufung 
mit Sitzungen, wie sie namentlich die eigene Gerichtsbarkeit der Universitäten in älterer Zeit mit 
sich brachte, Widerwillen gegen dieselben hervorruft. 

^^) Stat. univ. tit. De Jurisd. § 21. Der Eid wird mut. mut. der Huldigungseid der 
Professoren und Beamten (Stat.-Buch Tom. I. S. 75) gewesen sein. 
»») Stat. Buch Tom. I. S. 1 10 f 
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heit Beobachtung der Gesetze und Statuten der Universität, Gehorsam und Achtung 
dem Prorector und den Professoren, Erscheinen auf Befehl des Prorectors im Gericht, 
Unterwerfung unter die Urtheile des Prorector und Senats, Gehorsam gegen aufer- 
legte Arreste, endlich die Stadt nur nach Befriedigung ihrer Gläubiger oder nur mit 
Zustimmung derselben zu verlassen. Der Eid, der in der Matrikel ausgedrückt wurde, 
aus welcher er durch einen Beschluss des Consistoriums von 1784 beseitigt wurde, 
ist durch das heutige Versprechen unter Handschlag ersetzt worden, welches an Eides- 
statt erfolgt, wie denn in GerichtsprotocoUen mehrfach Zeugnisse nach Verweisung 
auf dasselbe geleistet werden^**).. 

Durch den Eid bei der Immatriculation unterwerfen sich die Studirenden der 
academischen Gerichtsgewalt, und zwar, wie sie seit 1682 geloben mussten, auch nach 
ijirem Abgange und für so lange, als sie sich in den Fürstenthümern des Herzogs 
aufhielten, namentlich auch als Präceptores und Hcfmeister^^). 

Der academische Senat, neben welchen seit 1781 für die geringeren Sachen 



'*) Die ursprüngliche wirkliche Ableistung des Eides ergiebt sich daraus, dass im Album 
universorum ausdrücklich bemerkt wird, wann er ausnahmsweise wegen Minorennität nicht geleistet 
wurde (z. B. a. 1670. Juni 23. »Detlev Brocktorff Eques Holsaticus Propter minorennitatem non 
juravit € Eod. dato ebenso Sigismundus Elias Brocktorff, am 1 1 . Aug. Hanss Hinrich von Ahlefeldt, 
am 26. Aug. Franciscus Thestrupius aus Dalby und Heinrich Weghorst aus Kiel). Noch 1721 
wird die Eidesleistung in einer Bekanntmachung des Consistorii vom 16. März als bestehende 
Einrichtung erwähnt (Stat. Buch Tom. I S. 355) und noch in ProtocoUen des Consist. pleni vom 
10. und 25. September 1782 (Prot, d. Consist. pl. von 1782 — 89) werden Studirende als Zeugen 
zur Aussage der Wahrheit unter Hinweis auf ihren ibei der Inscription geleisteten Eide ermahnt. 
Wenn es in dem mehrerwähnten Bericht an den Curator vom i. März 1779 Bog. D. S. i dennoch 
heisst, dass der Huldigungseid schon seit undenklichen Jahren nicht körperlich abgeschworen sei, 
sondern mit dem Eide auf die Leges in die Matrikel, in welche der Student seinen Namen einschreibe 
und nur ein Handgelöbniss an Eidesstatt hinzufüge, inserirt werde, so scheint diese Nachricht 
eben auf die körperliche Ableistung des Huldigungseides beschränkt werden zu müssen. Nachdem 
das Conclusum Consist. pleni vom 9. October 1784 (Stat. Buch Tom. I. S. 817) den Eid aus der 
Matrikel überhaupt entfernt, enthält dieselbe nur die Versicherung auf Gehorsam gegen die Gesetze 
und die akademische Obrigkeit, welche bei Aushändigung der Matrikel durch Handschlag be- 
stärkt wird. 

*^) Stat. Buch Tom. I. S. 243. Tom. II. S. 105. Darin führten Rescripte vom 2. März, 
16. März und 6. April 1668 die Beschränkung ein, dass die akademische Behörde den Thäter nur 
in dem Falle processiren dürfe, wenn er in »dero Bottmessigkeit oder Innerhalb der Stadt Mauer 
betretten und apprehendirt« werde oder auf Edictalladung erscheine, dagegen ihr keine Befugniss 



Digiti 



zedby Google 



19 ^ 

ein Ausschuss als sog. Privat- oder engeres Consistorium^^, consistorium arctius, trat, 
hat die Gerichtsgewalt in Civil- und Strafsachen, und zwar in letzteren über die 
Bologneser Zuständigkeit hinaus, nämlich auch bei ihnen nicht nur ^yo beide Parteien, 
sondern auch schon wo der Beklagte allein Mitglied der Universität ist^^). In Civil- 
sachen ist diese Gewalt unbeschränkt, und der Spruch des Senats in Sachen bis zu 
200 Mark (heute 240 R.-M.) sogar der Berufung entzogen, in Sachen von höherem 
Werthe geht die Berufung dagegen an den Herzog als Landesherrn und Rector der 
Universität^^), nach Abtretung des Gottorper Antheils an den König, der sie seit 1781 
ent\yeder an die Regierung, d. h. das Obergericht zu Glückstadt, oder an die Deutsche 
Kanzlei zu Copenhagen verwies^^). Das Recht, nach welchem in Civilsachen geur- 
theilt werden soll, sind die Gesetze der Academie, die Schleswig- Holsteinische Land- 
g-erichtsordnung und die allgemeinen Kaiserlichen Rechte*^), also vorzugsweise das 
Römische Recht. Im Allgemeinen bieten die Civilsachen keine sonderlich bemerkens- 
werthen Verhältnisse, indessen möge Folgendes hervorgehoben werden. Die Miethe 
von Zimmern und Betten wird von den Studirenden nicht auf Kalendermonate, wie 
heute zum Nachtheil der Vorlesungen geschieht, sondern für das Semester eingegangen, 
und muss sechs Wochen vor Ostern und Michaelis gekündigt werden*^). Manche 
Studirende, wie dies auch auf anderen Universitäten damals beliebt war, hatten ihren 
Aufenthalt oder den Mittagstisch bei Professoren oder Universitätsverwandten, auch 
bei deren Wittwen und Kindern. Mit Rücksicht hierauf wird den Professoren und 



zustehe, ihn mittelst Steck- und Haftbriefe in fremder Jurisdiction verfolgen zu lassen, wo vielmehr 
an den Herzog zu berichten sei (Stat. Buch Tom. I. S. 140. 142. 146 vgl. S. 139). Der Anm. 
39 erwähnte Gnadenbrief von 1781 hob diese Beschränkung wieder auf 

36) Vgl. Anm. 30. 

37) Stat. univ. tit. De Jurisd. § 14. 

38) Stat. univ 11. § 13. 14. 

39) Königl. Gnadenbrief über Beschaffenheit und Gränzen der akad. Jurisdiction v. 7. Nov. 
1781 (Stat. Buch Tom. I. S. 765 ff.) 

*o) Stat. univ. 11. § 11. 

*^) Legg. stud. praescr. art. XXV. »Pro victu et potu vel pecuniam repraesentate ; vel 
quovis trimestri sine mora solvite. Quumque locationes et conductiones museorum et lectorum, 
nisi expressis verbis aliter convenerit, festo Paschalis et Michaelis, adeoque semestri tempore 
definiantur; si mutare sit animus, sex hebdomades ante hos praefinitos terminos contractui renunci- 
andum est. Conductor id qui neglexerit, etiamsi hinc discedens, dimidium semestris locarii per- 
solvito.c (Stat. Buch Tom. I. S. 106). 

3* 



Digiti 



zedby Google 



20 



übrigen Universitätsverwandten, welche ihrer Steuerbefreiung wegen zum Nachtheil 
der Bürger sonst keine Gewerbe betreiben dürfen, das Recht des — Bierbrauens für 
den Hausbedarf zugestanden^^)^ ^^d weil den Herren Studirenden manchmal auch fremdes 
Bier zuträglicher oder angenehmer sein könnte, auch 1668 eine Gesammteinfuhr bis 
zu 100 Tonnen fremden Bieres zollfrei gestattet^^). Damit ferner die Studenten nicht 
vom Besuch der Universität abgeschrecket werden, sollen ihnen nach einem Visitations- 
recess von 1668 beim Mittagstisch unstrafbare Speisen gereicht, derselbe auch nicht 
versteigert das heisst nicht gesteigert werden, und sollen auch die Bürger das Recht 
haben, > Tischburschen < zu halten, so dass also auch hier der Ausdruck Bursche für Studi- 
rende in seiner ursprünglichen Bedeutung als > Genosse t vorkommt, die von bursa, Börse, 
dem gemeinschaftlichen Beutel oder Behälter herrührt, aus welchem die zusammen- 
wohnenden oder speisenden Studirenden ihre gemeinschaftlichen Ausgaben für Tisch 
und Wohnung bestritten^*). Das privatrechtlich bedeutendste Ausnahmegesetz ist je- 
doch das Creditedict. Schon der genannte Visitationsrecess von 1668**^) hatte ein 
Bedenken sämmtlicher Professoren darüber gefordert, wie viel von den Krämern oder 
sonsten einem Studenten zu creditiren sei. 1721 verfügte das Consistorium*^) , dass 
Niemand einem Studenten ohne Wissen von Eltern und Vormündern mehr wie sechs 
Rthlr. creditiren und einem Ausländer nicht ohne glaubhafte Bürgen trauen solle, 
widrigenfalls er von der Universität keine Hülfe zu gewärtigen habe, die sonst ge- 
wöhnlich durch persönlichen Stadtarrest, später auch durch Anhaltung des Abgangs- 
zeugnisses nicht ohne Wirksamkeit gewährt wurde. Das vollständige Creditedict*^) 
erging jedoch erst unterm 22. Februar 1776 nach einem Muster von Göttingen. Es 



**) Stat. univ. Tit. De Immunit. § 13: >Wann auch bekandt, dass die Studiosi gerne 
bey Ihren Praeceptoren, vndt professoren sein, bey denselben Wohnen vndt Speisen, So soll 
Jeder Zeit denen professoribus, Ihren Wittwen vndt Kindern, wie nicht weniger denen Vbrigen 
Universitaetverwandten , welche belieben haben Tisch zu halten, allemahl frey stehen, vor Ihr 
Hauss vndt Tisch , oder auch ein Professor , oder Universitaetverwandter , dem andern Zum 
besten, Bier zu brawen nach gefallen, vndt Sie hierinnen weder Senatus Civitatis, noch sonst 
Jemandt behinderlich sein.c Vgl. Hautz, Gesch. d. U. Heidelb. Bd. I. §21. Muther, Aus d. 
Univ. u. Gelehrtenleben S. 334. 

*3) Stat. univ. 1. 1. § 15. Rescript v. 2. Juni 1668 (Stat.-Buch Tom. I. pag. 152 f.). 

^) Visit. Recess v. 22. Mai 1668 § 9 (Stat-Buch Tom. I. S. 64) Hautz a. a. O. 

^*) Visit-Rec. cit. § 17. 

**) Bekanntmachung d. acad. Consist. v. 16. März 1721 (Stat. -Buch Tom. I. S. 355). 

*') Acäd. Gesetze für die Studirenden. Kiel 1874. S. 50 ff. 
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erklärt Forderungen, die ohne Wissen und Willen der Eltern und Vormünder einge- 
gangen sind, im Allgemeinen flir ungültig. Forderungen der Kneip wirthe, Fuhrleute, 
Pferdevermiether, Bootfiihrer, Galanteriewaarenhändler, Forderungen aus Darlehen auf 
Pfänder, aus Spiel und aus Bürgschaft sind dies absolut. Andere dagegen sollen 
gültig sein, wenn der Credit nicht über bestimmte Dauer gewährt und die Forderung 
binnen bestimmter Frist beim Prorector angemeldet wird, und zwar die einen, wie 
Tischgeld, Waschgeld, Arzt- und Apothekerlohn ohne Beschränkung des Betrages, 
die anderen nur bis zu bestimmter Höhe, wie Schuhmacher 4 Rthlr. , Schneider 
5 Rthlr., Perrüquenmacher 3 Rthlr. Die Folge war, dass der Student, wenn er Geld 
erhielt, die — ungültigen Forderungen bezahlte, die gültigen an den Prorector gelangen 
liess, bei welchem sich die Zahl der letzteren binnen Jahresfrist in solcher Weise 
häufte, dass das Consistorium einen Befehl forderte an den Postmeister, alle Geld- 
sendungen für Studirende durch öffentlichen Aushang bekannt zu machen, und eine 
Aufforderung an Eltern und Vormünder, die Wechsel der Studirenden dem Prorector 
zur Auszahlung zuzusenden, widrigenfalls sie auch für deren unprivilegirte Schulden 
haften sollten. Die vorgesetzte Behörde konnte hierauf natürlich nicht eingehen **). 
Bewiesen solche Maassregeln sofort, wie verfehlt das Edict war, so hat es doch seine 
Existenz bis zum vorigen Jahre gefristet, wo derartige Ausnahmegesetze für die 
Preussischen Universitäten durch Gesetz vom 29. Mai 1879 beseitigt worden sind. 

Unter den Strafsachen unterscheiden*^) die Statuta universalia von 1666 solche, 
bei denen die allgemeinen Criminalstrafen eintreten, und solche, welche mit blossen 
Schulstrafen belegt wurden, nämlich Verweis, Carcer, Geldstrafe und die schwereren 
der Relegation mit der Verpflichtung, die Stadt zu verlassen und derselben auf eine 
Meile, seit 1771 auf zwei Meilen, seit 1828 auf vier Meilen ^^) fern zu bleiben, und 



^®) Vorstellung des acad. Consist. v. 18. März 1777. Curatelschr. v. 25. Oct. 1777 (Acten 
Fase. Nr. 54). 

*^ Stat. univ. tit De Jurisdict. § 4. 9- 

50) Nach den Legg. stud. praescr. art. VIII (Stat.-Buch Tom. I. S. 102) eine Meile, nach 
einem Herzoglichen Rescript vom 10. Mai 1771 (Stat. -Buch 11. S. 724) zwei Meilen, nach einer 
Königlichen Verordnung vom 2. Februar 1828 (System. Samml. d. Verordn. Bd. IV. S. 423 f.) 
vier Meilen. Die letztere Verordnung dehnt die Bestimmung auch auf die Consilirten aus. — Den 
Zusammenhang, in welchem Relegation und Consilirung zu einander stehen, vermag ich aus 
speziellen historischen Thatsachen nicht nachzuweisen, nur die Vergleichung der Verhältnisse beider 
hat zu der im Texte weiter unten geäusserten Annahme veranlasst. 
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das consilium abeundi, die Anweisung sich zu entfernen, wie es scheint, eine immer 
auf kürzere Zeit, und niemals unter Infamie erkannte, und darum mildere Art der 
Relegation. In eigentlichen Criminalsachen hat der Herzog , wenn sie Capitalsachen 
sind, die Entscheidung, aber der academische Senat hat die Untersuchung und den 
Vorschlag des Urtheils, welches vom Herzog bestätigt und darnach von der Universität 
in seinem Namen verkündet und zur Vollstreckung gebracht ^^) wird. Diese -Sach- 
lage ist auch im Jahre 1781 nicht geändert worden; denn obwohl in diesem Jahr der 
Senat das Recht der Fällung und Verkündung des Urtheils in eigenem Namen erhält^ 
bleibt doch die landesherrliche Bestätigung nach wie vor vorbehalten ^^). In Schul- 
sachen dagegen, wie sie zu Paris die Gerichtsbarkeit der Universität ausmachten^ 
sollte der Senat, der dabei »leges academiae, wohlgegründete aequität vndt Ihr ge- 
wissen beachten« soll ^^), Verfahren und Urtheilsfällung mit Ausschluss jeder Berufung 
haben; nur wo Relegation über 10 Jahre und namentlich unter Infamie erkannt ist^ 
soll, wie bemerkt, Berufung zulässig sein^*). Die hauptsächlichsten in den Gesetzen für die 
Studirenden genannten Vergehen, von denen manche, wie Gewaltthätigkeiten, Verwun- 
dungen u. s. w., auch criminell werden konnten, sind regelmässig und der Mehrzahl nach 
Schulvergehen, so das Schreien und Lärmen auf den Gassen, das Beleidigen und Ueber- 
fallen unschuldiger Leute, imgleichen der Wächter, das öffentliche Erscheinen in Mas- 



*^) Stat. univ, 11. §4. »Belangendt nun die Jurisdiction insgemein, so reserviren Sr: Hoch- 
fürstl. Durchl. Ihro dass merum Imperium in allen vndt Jeden dahin gehörigen, vndt Lebensstraff 
mit sich führenden Sachen, wie die nahmen haben, hiemit austrücklich, Jedoch dass in vorgehen- 
den Criminalsachen , der Senatus Academicus sich der Cognition insoweit vnternehmen , dass sie 
solchen Criminalprocess veranlassen, vndt praevia causae cognitione, sich wegen der Vrtheil ver- 
einbahren, dieselbe aber ante Executionem Sr; Hochfürstl. Durchl. nebst den Acten einschicken, 
vndt darüber Ihr: Hochfürstl. Durchl. endtliche erklehrung erwarten«. Die grammatische Interpre- 
tation führt dahin^ nach diesen Worten auch die Execution der Strafurtheile für ursprüngliches Recht 
der Universität anzusehen. Dies bestätigen auch das Rescript des Herzogs vom 16. März 1668 durch 
die Worte: »Wie wol Wir nun Euch in den Statutis § 4 De Jurisd. die Cognition in Criminalibus 
usque ad executionem eingeräumet, dabey Wir es den auch allerdings bewenden lassen«, sowie ein 
anderes Rescript vom 6. April 1668, »dass zwar . . . dem Magistratui Academico in Criminalibus 
... die Cognitio usque ad Executionem, beykommen, vndt verbleiben soll« (Stat.- Buch Tom L 
S. 143. 146). 

") K. Gnadenbrief v. 7. Nov. 1781 (Stat.-Buch 11. S, 767). 
^^) Stat. univ. 11. § 9. 10. 
'^) Stat. univ. 11. § 9. 
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ken und Verkleidungen, das Eindringen in fremde Häuser namentlich zur Zeit von 
Hochzeiten oder Festlichkeiten, das Herausfordern und Herauszerren von Leuten aus 
den Häusern, das Licht aus! Rufen und das Einwerfen von Fenstern, die Verrufs- 
erklärungen, die mit Peitschen und Stöcken, oft in Spiessruthenweise oder mit Be- 
drohung von Schusswaffen in Vollzug gesetzt wurden, der Pennalismus, das Hänseln 
der neu angekommenen Pennale oder Füchse, das mit Nöthigung zu Diensten gegen 
ältere Studirende in »fast sklavischer Weiset, mit persönlichen Misshandlungen und 
mit Abpressung von Geld und Gastmählern verbunden war, die Errichtung von Nationen- 
Verbindungen , und — (;lie Duelle. Alle Arten* des Duells sind vertreten, schon 
1667 kommt eine Herausforderung zum Kugelwechsel vor *^), 1669 sind bei einer 
und derselben Gelegenheit Stossduelle unter fünf Paaren ausgefochten worden ^0), 
der Hiebduelle nicht erst zu gedenken. Ein Herzogliches Edict von 1701 droht mit 
infamer Relegation unter dem Hinweise, dass die Deutschen Universitäten bei den 
ausländischen in die Schmach gesetzet würden, als wären es »nur Bier- oder Wein- 
krüge und Fechtschulen t s'). Das Consistorium ^^) schärft 1721 dieses Strafedict 
wieder ein mit dem Hinzufügen, es sei eine »Einbildung!, ein Wahn, wenn man 
meine, »es dürfe und müsse ein jeder, der im geringsten vom andern beleidiget, so- 
gleich seine Ehre und Rache auf den Degen stellen, oder vielmehr seine Seele, Ge- 
sundheit und Leben in Gefahr setzen«. 1776 versucht man es mit neuen Straf- 
drohungen, sogar gegen solche Studirende, die von bevorstehenden Duellen wissen 
und die Anzeige von denselben unterlassen ^^). 1793 wird ein gewähltes studentisches 
Ehrengericht gegründet, an welchem auch Professoren theilnehmeti ; 1806 ist es vom 
Curatorium wieder aufgehoben worden ®^). Strenge wie Abmahnung sind mit gleich 



^^) Rescript v. 14. März 1667 (Stat. Buch Tom. I. S. 130). 

^) Resolution v. 18. Februar 1669 (Stat. Buch 11. S. 163 ff.). 

^^) Rescript v. 17. Februar 1701 (Stat. Buch 11. S. 276 ff.). 

^*) Bekanntmachung vom 16. März 1721 (Stat. Buch 11. S, 351 ff.). 

^^) Bekanntmachung des Consistoriums v. 7. Decemb. 1776 (Stat. Buch 11. S. 811). 

^^ In Anregung war dasselbe in einer Sitzung des Consistoriums vom 2. April 1791 von 
dem Professor Dr. Hensler gebracht worden, aber erst in der Schlusssitzung des Jahres 1792 ward 
das Statut zwischen Consistorium und Studirenden festgestellt und dann der deutschen Kanzlei 
zur Genehmigung eingesandt, 1793 trat es in Wirksamkeit. Vgl. Protoc. des Consist. pleni von 
1791 — 1800. Prot. V. 1804. S. 13. Curatelschr. v. 15. Juni 1806 (Stat. Buch Tom. II. S. 199). 
Niemann, Schlesw. Holst. Provinz. Berichte 1793. H. i. S. 97 ff. 
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vergeblichem Erfolge ^^) versucht worden, das Duell florirt noch heute, nur dass doch 
ein Fortschritt insofern zu constatiren ist, als die Stossduelle verschwunden sind und 
Niemand, dem seine Ueberzeugung oder der von ihm gewählte künftige Beruf ver- 
bietet, sich auf das Duell einzulassen, heutzutage zu demselben gepresst wird. Kann 
nun auch nicht geläugnet werden, dass es Fälle giebt, in welchen die Behörden nicht 
zu helfen vermögen und nach den einmal bestehenden Verhältnissen Friede und Ehre 
nicht anders als durch das Duell erhalten werden können, sind ferner auch Muth 
und Energie Eigenschaften, von denen man wünschen muss, dass sie nie aus den 
Herzen der academischen Jugend verschwinden mögen, so .muss doch nichts desto 
weniger gehofft werden, dass die älteren und die in Vertrauensstellungen unter ihren 
Commilitonen befindlichen Studirenden ihren Einfluss verwenden, um dem Ueberhand- 
nehmen der Duelle und namendich den gefährlicheren Formen desselben entgegen zu 
wirken, die in den meisten Fällen mit der Geringfügigkeit ihrer Veranlassung in gar 
keinem Verhältnisse* stehen und gelegentlich für Leben und Lebensglück der Studi- 
renden schwere Folgen nach sich ziehen und tiefes Leid über ihre Familien bringen. 
Die Universität hatte ihre eigene Gerichtsbarkeit, und zwar, bei der bloss for- 
malen Bedeutung der vorhin erwähnten Ausnahme in Strafsachen, in vollstem Um- 
fange. Sie besass sie hinsichtlich aller Universitätsangehörigen einschliesslich ihrer 
Familien und ihres Gesindes, bei den Studirenden auch ihrer Diener und der sog. 
Studentenjungen , die als eine böse Art in den Statuten bezeichnet werden ®^), Sie 
besass die Gerichtsbarkeit als Immuriitätsrecht, also unter Befreiung ihrer Mitglieder 



^^) Nach bestehendem Gebrauch hat der Rector die Befugniss, Studirende, von welchen 
ihm bekannt wird, dass sie Zweikämpfe mit anderen Studirenden beredet haben oder beabsichtigen, 
vorzuladen und von ihnen eine ehrenwortliche Zusicherung zu fordern, dass sie dieselben nicht zur 
Ausführung bringen wollen. Dieser Gebrauch, der, soviel bekannt, nie der Wirksamkeit entbehrt 
hat, dürfte seine historische Grundlage und seinen Rückhalt in der durch das Rescript vom 
14. März 1667 (s. Anm. 55) bei Gelegenheit einer Forderung »zum Kugelwechself ertheilten 
Anweisung besitzen: »dass ihr diese beede duellanten sofort in arrest nehmen, und darin solange, 
bis sie ad saniorem mentem gebracht, anhalten lasset, c 

^*) Stat univ. tit De Jurisd. § i. 17. Nach den Legg. stud. praescriptae art. XIX (Stat. 
Buch Tom. I. S. 105) haftet der Studirende neben seinem puer aut famulus, >si nequitiae ministrum 
non prohibuit, cum prohibere potuit.c — Eine Intimation vom 14. Juni 1765 (Stat. -Buch 11. S. 536) 
unterwarf Domestiken der Professoren und Studenten in Polizeisachen, welche ohne weitläufigen 
Rechtsgang erledigt werden können, dem Polizeigericht der Stadt; doch sollte der Polizeimeister 
dem Rector vorher Anzeige machen und dieser die Sistirung veranlassen. 
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von jeder anderen Gerichtsbarkeit, auch für die Wohnungen der Studirenden und die 
Häuser der Professoren ®^). Aber ihre Immunität greift noch weiter; ihre Mitglieder 
sind auch von Steuern und Lasten, von dinglichen, wie persönlichen, befreit und man 
kann diese gesammte befreite Stellung am besten mit der Exterritorialität aus- 
ländischer Gesandtschaften vergleichen, nur dass diese der inländischen Staatsgewalt 
überhaupt nicht unterworfen sind, während die Universitäten nur von der localen Ge- 
walt befreit sind, der höheren aber unterworfen bleiben, wie die unsrige denn ja der 
des Kaisers und des Landesherrn. Als Localgewalt kommt zunächst die des städtischen 
Raths zu Kiel in Betracht: die Statuten von 1666 gestatten ihm unter anderem in 
Straffällen nur die Befugniss, durch ständig angestellte Wächter, und wenn die 
Studirenden sich in Factionen, in ganzen Partien, zusammenthun, vorübergehend auch 
durch eine Bürger -Compagnie allem Frevel und Muth willen, nöthigenfalls mit ge- 
wa^neter Hand, zu steuern; aber doch sollen diese Wächter und Wachen niemals 
über Ergreifung und Entwaffnung der Frevler hinausgehen, und dürfen dieselben nicht 
länger als bis zum folgenden Morgen um 6 oder 7 Uhr in der Wache festhalten, wo 
sie von dem Vorfall dem Prorector Anzeige zu machen und die Verhafteten auf 
dessen Verordnung hinauszulassen und ihm zur Bestrafung zu überlassen haben ^*). 
Aber auch die, in den Acten zuerst 1675 erwähnte®^), Militairgarnison hat weiter- 
gehende Rechte nicht: ein nach verschiedenen Conflicten mit ihr ergangenes Rescript 
an den Commandanten vom i. Dec. 1769^^) und die > Grundregeln c für das Ver- 
halten des Militairs vom 31. Mai 1770*'^) gestatten nur bei Angriffen der Studirenden 
auf die Wache, sodann wo der Pedell Namens des Prorectors oder wo Gast- und 
Hauswirthe zur Abwendung grösserer Gefahr militairische Hülfe nachsuchen, das Ein- 

®») Stat univ. 11. § 16. 19. 

^) Stat. univ. 11. § i. 6 ff. 

^*) EinHerzogl. Edict v. S.Jan. 1675 (Stat. Buch Tom. I. S. 219 ff.) droht bei Schiessen, 
Reiten, Rennen, Schlagen, Ueberfallen, und Tumultuiren, namentlich zur Nachtzeit, dem Frevler, 
dass er >von Unsern über die sich alda in Kiel befindende Garnison gesetzten Officirer durch 
seine untergebene Soldatesca gefänglich angenommen, in die Hauptwache zu guter Verwahrung 
gebracht und gestracks des folgenden Morgens , nach gestaltsahm seines Verbrechens exemplarisch 
abgestraffet« werden solle. 

^«) Stat. Buch Tom. I. S. 639. 

^') Der § 13 dieser nach Fassung und Inhalt gleich originellen Instruction (Stat. Buch II. 
S. 669 ff.) lautet wörtlich: »Die Wache stehet den Studenten auf deren Verlangen ohne Zeitverlust 
besonders bey, wenn die Handwerksbursche oder sonst andere ihnen Gewalt thäten.« — Eine 

4 
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schreiten des Militärs, im letzteren Falle aber nur unter Aufsicht ^ines Offiziers, damit 
Unglück verhütet werde. Wo jedoch die Studenten mit Handwerksburschen, Matrosen 
und anderen Leuten Streit haben, soll die Wache sofort — den Studirenden beistehen. 
Indem ich das Canzleramt®^) des Herzogs übergehe, dessen hauptsächlichste 
Bedeutung bekanntlich in der Fürsorge und Beaufsichtigung der Universität und der 
Zustimmung zur Ertheilung der academischen Grade besteht ^^), und das theils durch 
einen Procanzler ^**), theils durch Visitatoren geübt wurde, an deren Stelle 1672 
zuerst zwei Curatoren treten,"^^) — resümire ich das Gesammtresultat der einzelnen 



recht anmuthige Schilderung eines Conflicts zwischen Studenten und Handwerkern, der mit einem 
Auszuge der letzteren aus der Stadt endet, ist in den »Itzehoer Nachrichten« von 1879, Nr. 22 
unter dem Titel »Alte Geschichten von der Universität. Von einem alten Kieler Studenten c 
(Dr. Fr. Volbehr) gegeben. 

*®) Erst das Kanzleischreiben vom 25. Juni 1808 (vgl. Anm. 29) beseitigte aus Diplomen 
und Matrikeln die Worte (Christianae-Albertinae) »Rectore et Cancellario Magnificentissimo« und 
doch war schon durch Rescript vom 11. Februar 1784 (Stat. Buch Tom. II. S. 17) dem bis- 
herigen Procanzler als Canzler die Besorgung der Curatorialgeschäfte aufgetragen worden. 

^^) V. Savigny, 11. § 83. 135. Hautz, 11. § 15. Muther, Zur Geschichte der Rechts- 
wissensch. S. 273 ff. 

'®) Der letzte Procanzler war Johann Andreas Gramer gewesen, mit dessen Ernennung 
zum Ganzler das Procanzellariat sein Ende fand. Die Hauptthätigkeit des Procanzlers, welcher 
zwischen der theologischen und juristischen Facultät wechselte, bestand in der Genehmigung der 
Verleihung academischer Würden (Album Facult. Jurid. Tom. I. pag. 149 sq. 160.), einem durch 
Rescript vom 17. Februar 1701 (Stat. Buch Tom. I. S. 276 ff.) bezeugten allgemeinen, aber wie 
es scheint, zu keiner Erheblichkeit gediehenen Aufsichtsrecht, und nach Rescript v. 12. April 1666, 
22. Mai 1668 und 3. Februar 1669 der Aufsicht über das Gonvictorium (Stat. Buch 11. S. 173. 
201. 294). Vgl. H. Ratjen, Geschichte der Universität zu Kiel. 1870. S. 54 ff. 

'^) Die persönlichen, in der Gottorper Zeit auch durch die Regierungswirren beeinflussten, 
Verhältnisse der Inhaber des Amtes s. bei Ratjen 11. S. 2 1 ff. In Bezeichnung und Organisation des 
Amts tritt fortwährender Wechsel hervor: Durch Verordnung vom 22. August 1672 (Stat. Buch 
Tom. I. S. 289 f.) werden zwei jährlich wechselnde Curatoren eingesetzt, die die gewöhnliche 
Visitation vornehmen, im Uebrigen aber den Verkehr zwischen dem Herzog und dem (Geheimen 
Raths-) CoUegio und der Universität vermitteln sollen. Ein Reglement vom 27. Januar 1707 
(Stat. Buch 11. S. 371 ff.) setzt dagegen zwei perpetui Visitatores et Inspectores ein. Dann folgt 
ein Rescript vom 2. September 17 19 (Stat. Buch 11. S. 369), welches einen Curator ernennt und 
ihm einen Adjuncten beigiebt, welche zusammen als perpetui Visitatores et Inspectores zu fungiren 
haben. Nach einem Visitationsschreiben vom 9. Januar 1725 (Stat. Buch 11. S. 457 ff.) werden 
die perpetui Visitatores et Inspectores abgeschafft und wird das Amt wieder einem Gurator 
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Erscheinungen, die wir vor unseren Augen haben vorüberziehen lassen, dahin: die 
Verfassung unserer Universität ist im Wesentlichen dem Vorbilde der Pariser Uni- 
versität entnommen, die Immunität dem von Bologna, nur dass die Huld des fürst- 
lichen Stifters und seiner Nachfolger sie hier noch reichlicher bemessen hat. 

Die Verfassung der Universität ist, abgesehen von einer Bestreitung des Rechts, 
Statuten zu beschliessen , welche 1801 vorübergehend durch die Kanzlei erfolgte "^^^^ 
im Grossen und Ganzen dieselbe geblieben, nur dass der Geschäftsgang mehrfach 
Veränderungen erfahren hat ''^^), Dagegen ist die Immunität, man kann wohl sagen, 
bis auf die Verhängung von Disciplinarstrafen völlig verloren gegangen. Die Be- 
freiung von indirecten Steuern ist noch unter Dänischer Herrschaft theils aufgehoben, 
theils beschränkt worden, die Freiheit von directen Steuern theils durch die Preussische 
Steuergesetzgebung von 1867, theils durch die für Schleswig - Holstein erlassene 
Städte-Ordnung von 1869, die academische Gerichtsbarkeit sammt dem privilegirten 
Gerichtsstande durch die Preussischen Verordnungen vom 26, Juni 1867 und 



Acaderaiae übertragen, statt dessen später durch immediates Constitutorium vom 29. Mai 1769 
(Stat. Buch 11. S. 612) ein aus vier Mitgliedern und einem Secretär gebildetes CuratelcoUegium 
angeordnet wird. Nach dem Uebergang des Gottorper Antheils von Holstein an. die Königliche 
Linie im Jahre 1773 verschwindet das Collegium, und begegnen wir wiederum einem Curator, für 
welchen eiire Instruction vom 26. October 1775 (Stat. Buch Tom. II. S. i ff.) erlassen ist. Einem 
Rescript vom 11. Februar 1784 (Stat. Buch 11. S. 17 ff.) zufolge soll das Curatorium einstweilen 
unbesetzt bleiben und ein Canzler die Curatorialgeschäfte besorgen. Im Jahre 1800 gelangen die 
letzteren wieder an einen Curator, welchem eine Instruction vom 4. April 1800 (Stat. Buch 11. 
S. 131 ff.) ertheilt ist. Erst von hier an hört der Wechsel auf und wird das Curatorium ein 
ständiges und monokratisches Amt an der Universität. — Im Gegensatz zu dem Wechsel in Bezeich- 
nung und Organisation des Amts zeigt sich dagegen in den Instructionen, von welchen ausser 
den genannten fernere unterm 13. Juni 1820 (Stat. Buch 11. S. 237 ff.) und 9. Mai 1855 (Ministrl-. 
Blatt f. Holstein und Lauenburg S. 117 ff.) ergangen sind, eine Continuität in der Entwicklung der 
Geschäfte des Amts. Ihren Ausgang nehmend von der speziellen Visitation entfalten sich die 
Aufgaben des Curatoriums schon in dem Reglement von 1707 und dem Rescript von 17 19 zu 
einem dauernden allgemeinen Aufsichtsrechte über die Universität, von welchem die Instruction von 
1775 nur die »Justiz- und Polizeisachen und Processualia« ausnimmt, und einer Fürsorge fiif die 
Universitätsinteressen, welche, »was.. Unsere Academie in vollenkommenen flor zu bringen, 
dienliche sein möchte, ins Werk zu setzen hat. Die späteren Instructionen haben diese Aufgaben im 
Einzelnen näher bestimmt, sie stets aber trotz allen sonstigen Wechsels als Grundlagen festgehalten. 

^») Vgl. Anm. 16. 

'») Vgl. Anm. 30, 
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2 2. November 1867, den § 14 des Deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes und das Preus- 
sische Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Studirenden vom 29. Mai 1879 auf- 
gehoben. 

Wollen wir uns darüber in Klagen ergehen, dass die bevorrechtete Stellung 
unserer Universität zu Grunde gegangen ist? Sie würden verhallen in unserer privi- 
legienfeindlichen Zeit, welche von der Basis der Gleichheit Aller vor dem Gesetze 
aus die persönlichen Vorrechte auf allen Gebieten des öffentlichen Rechts bekämpft. 
Und was ist. denn verloren gegangen? Die Gerichtsbarkeit? Ich sehe einmal davon 
ab, dass die academischen Körper eine andere Zusammensetzung haben, als welche 
das heutige Staatsrecht für die Besetzung der Gerichte erfordert. Aber die Statuten 
von 1666 heben in ihrem Eingange hervor, dass, »wo unterschiedliche Jurisdictiones 
zusammenstossen < , »leichtlich Misshelligkeiten sich zu ereignen pflegen c Nun diese 
Misshelligkeiten sind nicht ausgeblieben , mit Stadt und Bürgern , mit Militair , sogar 
mit den eigenen Studirenden; und sie haben an Zeit, Mühe und Verdruss den Mit- 
gliedern der Universität das Ihrige gekostet. — Die Befreiung von Steuern und 
anderen Lasten, die bei den Berufungen als Theil der Gehälter angerechnet wurde 
und wiederum verloren war, sobald es zum Streite um sie kam? Die Conflicte ihret- 
wegen mit Stadt, Bürgern, Steuer- und anderen Behörden reichen bis zu den Zeiten 
der Gründung zurück, und seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts ist es, trotz des aus- 
dauerndsten Widerstandes der Universität und auch vereinzelter Erfolge, dennoch 
bald diesem, bald jenem Gegner gelungen, ein Stück nach dem anderen herauszu- 
brechen. Für den Betroffenen ist der Verlust eines Vorrechts so schmerzlich, wie 
der jedes anderen Rechts. Aber vom Standpunkte des Ganzen aus haben wir keine 
Ursache, diesen Verlust zu betrauern, wenn wir auch ehrend der huldvollen Gesinnung 
des Stifters gedenken wollen, der sein ^ Kleinode, wie er seine Universität nannte, 
einst zu einer anderen Zeit mit jenen Rechten ausgestattet hat. Von solchen äusseren Vor- 
rechten sind Wirken und Gedeihen der Universitäten nicht abhängig. Schwerer aller- 
dings würden dieselben durch eine Schmälerung der eigenen Ordnung ihrer Ange- 
legenheiten betroffen werden, vor Allem aber durch Beschränkungen der Freiheit der 
wissenschaftlichen Forschung und des wissenschaftlichen Unterrichts. Eine solche Ge- 
fahr aber droht von keiner Seite, und wir müssen sie für so fern liegend halten, als 
die Universitäten selbst ihres wissenschaftlichen Berufes nicht vergessen. Denn so 
lange noch aus der Enge der Hörsäle die sich täglich erneuernde Wissenschaft von 
einer Generation der Studirenden nach der anderen in das Land hinaus und über 
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dessen Gränzen, bis wohin die Schicksale die Menschen führen, getragen wird, so 
lange werden die Universitäten als Pflanzstätten dieser Wissenschaft für Menschen und 
Staaten ihren Werth behalten. Auf ihn .hin haben die Deutschen Kaiser seit Friedrich 1. 
die Gründung und Förderung der Universitäten für eine unabweisliche Pflicht ihres 
Kaiserlichen Berufes erklärt. Heute waltet von Neuem das Kaiserliche Scepter 
.schirmend über dem Deutschen Reiche, und die huldvolle Fürsorge 'seines glorreichen 
Trägers für die Universitäten hat vor allen auch unsere Universität erfahren. Im 
Auf blick zu ihm und vertrauend auf die Kraft seines leuchtenden Beispiels dürfen die 
Universitäten freudigen Muthes der Zukunft entgegen sehen ! 
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